
Wahlordnung  
der Baukammer Berlin 

 
Nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 des Berliner Architek-
ten- und Baukammergesetzes (ABKG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. 
Juli 2009 (GVBl. S. 709), das zuletzt durch 
Gesetz vom 28. November 2009 (GVBl. S. 
677) geändert worden ist, hat die Vertre-
terversammlung der Baukammer Berlin am 
21. Mai 2012 die Wahlordnung in folgender 
Fassung beschlossen: 
 

GLIEDERUNG 
 
§ 1  –  Grundsätze 

§ 2  –  Wahl zur Vertreterversammlung 

§ 3  –  Wahlvorstand 

§ 4  –  Wählerverzeichnis 

§ 5  –  Wahlbekanntmachung 

§ 6  –  Wahlvorschläge 

§ 7  –  Wahlunterlagen 

§ 8  –  Stimmabgabe 

§ 9  –  Ermittlung des Wahlergebnisses 

§ 10 – Bekanntmachung des Wahlergebnisses 

§ 11 – Wahl des Vorstandes 

§ 12 – Wahlanfechtung 

§ 13 – Inkrafttreten 

 
 

§ 1 
Grundsätze 

 
(1) Die Wahlordnung regelt die Wahl zur 
Vertreterversammlung und die Wahl vom 
Vorstand. 
  
(2) Gewählt wird in allgemeiner, geheimer 
und direkter Wahl ohne Bindung des Wäh-
lers an Fachgruppen. Das Wahlrecht ist 
persönlich auszuüben. 
 
 

§ 2 
Wahl zur Vertreterversammlung 

 
(1) Die Wahl zur Vertreterversammlung wird 
als Briefwahl durchgeführt. Die Wahlzeit 
beträgt mindestens vier Wochen, höchs-
tens sechs Wochen. 
 

(2) Stimmberechtigt ist jedes Kammermit-
glied, das in das Wählerverzeichnis einge-
tragen ist. Wählbar ist, wer zu Beginn der 
Wahl mindestens ein Jahr Mitglied der 
Kammer ist. 
 
(3) Die Mitglieder wählen 41 Vertreter, da-
von müssen mindestens 21 Vertreter Bera-
tende Ingenieure sein. Jede Fachgruppe 
soll durch mindestens 2 Mitglieder vertre-
ten sein. 
 
(4) Die Wahl erfolgt in den Mitgliedergrup-
pen nach § 3 Abs. 1 sowie nach § 3 Abs. 2 
und 3 der Satzung in getrennten Listen. Die 
Mitglieder der Kammer können nur jeweils 
Kandidaten der Listen ihrer eigenen Mit-
gliedergruppe wählen. 
 
(5) Die Anzahl der Sitze für jede Wahlgrup-
pe ist nach ihrem Anteil an der Gesamt-
mitgliederzahl am Tage der Wahlbe-
kanntmachung zu ermitteln. Bei der Ermitt-
lung ist zunächst auf ganze Zahlen zu run-
den. Ergeben sich durch die Rundung 
mehr als 41 Sitze, so ist der überzählige Sitz 
von der Zahl der größeren Wahlgruppe 
abzuziehen. 
 
 

§ 3 
Wahlvorstand 

 
(1) Der Wahlvorstand ist für die ordnungs-
gemäße Vorbereitung und Durchführung 
der Wahlen zur Vertreterversammlung und 
zum Vorstand verantwortlich. Er wird min-
destens drei Monate vor dem Beginn der 
Wahlen durch die Vertreterversammlung 
gewählt. 
 
(2) Der Wahlvorstand besteht aus mindes-
tens sieben Mitgliedern. Sie müssen Mit-
glieder der Kammer sein und dürfen das 
passive Wahlrecht nicht wahrnehmen. Im 
Wahlvorstand soll jede Fachgruppe vertre-
ten sein. 
 
(3) Der Wahlvorstand wählt aus seiner Mit-
te einen Vorsitzenden und seinen Stellver-
treter. Der Wahlvorstand ist beschlussfähig, 
wenn der Vorsitzende oder sein Stellvertre-
ter und mindestens drei weitere Mitglieder 
anwesend sind. Bei Stimmgleichheit ent-
scheidet die Stimme des amtierenden Vor-
sitzenden. 
 



§ 4 
Wählerverzeichnis 

 
(1) Der Wahlvorstand erstellt ein Wählerver-
zeichnis zur Wahl der Vertreterversamm-
lung, das in alphabetischer Reihenfolge 
alle Wahlberechtigten enthält. Das Wäh-
lerverzeichnis enthält folgende Angaben: 
 

1. Name, Vorname 

2. Anschrift 

3. Fachgruppen 

4. Liste nach § 34 ABKG, in die das 
Mitglied eingetragen ist 

5. Mitgliedsnummer 

 
(2) Das Wählerverzeichnis ist spätestens 
acht Wochen vor dem Beginn der Wahl 
der Vertreterversammlung für vier Wochen 
in der Geschäftsstelle der Kammer zur Ein-
sicht auszulegen. Bis zum Ende der Ausle-
gungsfrist können Kammermitglieder im 
Wählerverzeichnis nachgetragen werden. 
Im Falle von Unrichtigkeiten kann der 
Wahlvorstand bis 2 Wochen vor Beginn der 
Wahl von Amts wegen das Wählerver-
zeichnis berichtigen. 
 
(3) Einsprüche gegen eine Eintragung im 
Wöhlerverzeichnis können bis zum letzten 
Tag der Auslegungsfrist beim Wahlvorstand 
schriftlich erhoben werden. Der Wahlvor-
stand hat unverzüglich über den Einspruch 
zu entscheiden und die Entscheidung dem 
von der Veränderung betroffenen Mitglied 
zuzustellen. Der Einspruchsführende ist zu 
unterrichten. Wird die Streichung eines 
Kammermitgliedes im Wählerverzeichnis 
beantragt, so ist das betroffene Kammer-
mitglied vor der Entscheidung anzuhören. 
 
(4) Das Wählerverzeichnis ist zwei Wochen 
vor Beginn der Wahl abzuschließen. Der 
Abschluss ist vom Wahlvorstand auf dem 
Wählerverzeichnis zu bescheinigen. 
 
 

§ 5 
Wahlbekanntmachung 

 
(1) Der Wahlvorstand erlässt mindestens 
zehn Wochen vor der Wahl zur Vertreter-
versammlung eine Wahlbekanntmachung, 
die im Deutschen Ingenieurblatt, Regional-
teil Berlin und im Amtsblatt für Berlin zu ver-
öffentlichen ist. 

 
(2) Die Wahlbekanntmachung muss fol-
gende Angaben enthalten: 
 

1. Die Wahlzeit 

2. Ort und Dauer der Auslegung des 
Wählerverzeichnisses 

3. Hinweis auf die dort ausliegende 
Wahlordnung 

4. Aufforderung zur Einreichung von 
Wahlvorschlägen innerhalb von 
sechs Wochen beim Wahlvorstand 

5. Ort und Dauer der Auslegung der 
Wahlvorschläge 

6. Zeitraum der Versendung der Brief-
wahlunterlagen 

7. Termin und Ort der Feststellung des 
Wahlergebnisses 

  

  
§ 6 

Wahlvorschläge 
 
(1) Wahlvorschläge zur Vertreterversamm-
lung sind dem Wahlvorstand innerhalb von 
sechs Wochen nach Veröffentlichung der 
Wahlbekanntmachung schriftlich einzu-
reichen. Verspätet eingegangene Wahl-
vorschläge werden nicht berücksichtigt. 
 
(2) Die Wahlvorschläge sind getrennt nach 
den Wahlgruppen gemäß § 2 Abs. 4 einzu-
reichen. Wahlvorschläge können einen 
oder mehrere Bewerber umfassen und 
müssen die Namen, Anschriften und Fach-
gruppenzugehörigkeit enthalten. Gehört 
ein Bewerber mehreren Fachgruppen an, 
so hat er für die Wahl die Fachgruppe an-
zugeben, die seiner überwiegenden Tätig-
keit entspricht. 
  
(3) Von jedem Bewerber ist eine schriftliche 
Erklärung beizufügen, dass er mit der Auf-
stellung im Wahlvorschlag einverstanden 
ist und im Falle der Wahl diese annehmen 
wird. 
 
(4) Vorschlagsberechtigt sind die Fach-
gruppen der Kammer und die berufsstän-
digen Ingenieurverbände. Wahlvorschläge 
von Einzelbewerbern müssen von mindes-
tens zehn Wahlberechtigten unter Angabe 
ihres Namens und ihrer Mitgliedsnummer 
unterschrieben sein. 
 



(5) Der Wahlvorstand prüft die eingereich-
ten Wahlvorschläge und veranlasst die 
Beseitigung etwaiger Mängel. Beschlüsse 
über die Nichtzulassung von Wahlvor-
schlägen oder einzelner Bewerber sind 
dem Vorschlagenden unter Angabe der 
Gründe unverzüglich zuzustellen. 
 
(6) Der Wahlvorstand stellt alle den Anfor-
derungen der Wahlordnung genügenden 
Wahlvorschläge zusammen und fertigt die 
Stimmzettel an. Diese enthalten die Na-
men der Bewerber, ihre Fachgruppenzu-
gehörigkeit und – soweit zutreffend – die 
Berufsbezeichnung Beratender Ingenieur. 
 
(7) Die Zusammenstellung der Wahlvor-
schläge ist spätestens sechs Wochen vor 
Wahlbeginn für zwei Wochen in der Ge-
schäftsstelle der Kammer zur Einsicht auszu-
legen. Für Einsprüche gegen Wahlvor-
schläge ist § 4 Abs. 3 anzuwenden. 
 
 

§ 7 
Wahlunterlagen 

 
(1) Innerhalb von zwei Wochen nach Ab-
schluss des Wählerverzeichnisses sind die 
Briefwahlunterlagen den Wahlberechtig-
ten  zuzusenden.  
 
(2) Die Briefwahlunterlagen bestehen aus 
 

a) einer Anweisung für die Stimmab-
gabe, in der auch die Wahlzeit an-
gegeben ist, 

b) dem Stimmzettel, 
c) dem mit Siegelabdruck der Kam-

mer versehenen farbigen Wahlum-
schlag, 

d) dem für den einzelnen Wahlbe-
rechtigten ausgestellten Wahl-
schein mit einer vorgedruckten, 
vom Wähler zu unterschreibenden 
Erklärung, dass er die Person ist, auf 
die der Wahlschein ausgestellt ist, 
dass ihm keine sein Stimmrecht aus-
schließende Gründe bekannt sind 
und dass er persönlich abgestimmt 
hat, 

e) dem an den Wahlvorstand gerich-
teten, als Wahlbrief gekennzeich-
neten Briefumschlag mit Postfrei-
machungsvermerk und Angabe 
der Mitgliedsnummer. 

 
 

§ 8  
Stimmabgabe 

 
(1) Gewählt wird mit den vom Wahlvor-
stand ausgegebenen Stimmzetteln. Die 
Wahl erfolgt durch Ankreuzen des Wahl-
vorschlags an der auf dem Stimmzettel 
vorgesehenen Stelle. Es können höchstens 
so viele Wahlvorschläge angekreuzt wer-
den, wie der Wahlgruppe Sitze nach § 2 
Abs. 5 zustehen. Weitere Kennzeichen darf 
der Stimmzettel nicht enthalten. 
 
(2) Der Stimmzettel ist in den Wahlum-
schlag zu legen. Der Wahlumschlag darf 
keine zusätzlichen Kennzeichen tragen. 
 
(3) Der Wahlschein ist vom Wähler zu unter-
schreiben. 
 
(4) Wahlschein und Wahlumschlag sind 
zusammen mit verschlossenem Wahlbrief 
dem Wahlvorstand fristgemäß zuzusenden. 
 

 
§ 9  

Ermittlung des Wahlergebnisses 
 
(1) Jeder eingegangene Wahlbrief ist mit 
einem Eingangsstempel zu versehen. Die 
Wahlbriefe sind bis zum Ablauf der Wahl-
zeit ungeöffnet zu sammeln und unter Ver-
schluss zu halten. 
 
(2) Unverzüglich nach Abschluss der Wahl-
zeit prüft der Wahlvorstand die Wahlbriefe. 
Ein Wahlbrief ist zurückzuweisen und macht 
die Stimmabgabe ungültig, wenn 
 

• er nicht bis zum Ende der festge-
setzten Wahlzeit eingegangen ist 
oder 

• das in § 8 vorgesehene Verfahren 
erkennbar nicht eingehalten wurde 

 
Die zurückgewiesenen Wahlbriefe sind mit 
ihrem Inhalt auszusondern, zu versiegeln 
und als Anlage der Wahlniederschrift bei-
zufügen. 
 
(3) Die gültigen Stimmabgaben sind im 
Wählerverzeichnis zu vermerken und die 
gültigen Wahlumschläge sind ungeöffnet 
und gesichert aufzubewahren. 
 
(4) Spätestens eine Woche nach Ablauf 
der Wahlzeit wird das Wahlergebnis in ei-
ner für alle Wahlberechtigten öffentlichen 



Sitzung des Wahlvorstandes ermittelt. Die 
Wahlumschläge werden geöffnet und die 
Stimmzettel werden auf ihre Gültigkeit ge-
prüft. Ungültig sind Stimmzettel, die 
 

• nicht vom Wahlvorstand ausgege-
ben worden sind oder 

• außer die zulässigen Ankreuzung zu-
sätzliche Kennzeichnungen enthal-
ten oder 

• den Willen des Wählers nicht zwei-
felsfrei erkennen lassen. 

 
Die ungültigen Stimmzettel sind auszuson-
dern, zu versiegeln und als Anlage der 
Wahlniederschrift beizufügen. 
 
(5) Anhand der gültigen Stimmzettel wer-
den für jeden Wahlvorschlag die auf ihn 
entfallenden Stimmen ermittelt. Gewählt 
sind zunächst die Mitglieder jeder Fach-
gruppe, die jeweils innerhalb ihrer Wahl-
gruppe die höchste Stimmenzahl auf sich 
vereinigen können. Gewählt sind weiter 
die Wahlvorschläge entsprechend ihrem 
Stimmenanteil bis die Zahl der zustehen-
den Sitze nach § 2 Abs. 5 erreicht ist. Für 
alle nicht gewählten Wahlvorschläge sind 
für jede Wahlgruppe Nachrückerlisten, in 
der Rangfolge der jeweiligen erreichten 
Stimmen aufzustellen. In allen Fällen der 
Stimmengleichheit wird mit dem Los über 
die Reihenfolge der Wahlergebnisse ent-
schieden. 
 
(6) Über die Feststellungen des Wahler-
gebnisses ist vom Wahlvorstand eine Nie-
derschrift zu fertigen. Die Niederschrift muss 
enthalten: 
 

• Ort und Zeit der Sitzung 

• Die Namen der anwesenden Mit-
glieder des Wahlvorstandes 

• Die Anzahl der Wahlberechtigten 

• Die Anzahl der abgegebenen gül-
tigen Stimmzettel 

• Die Anzahl der ungültigen Stimm-
abgaben 

• Ergebnis der Auszählung 

 

Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden des 
Wahlvorstandes und einem weiteren Mit-
glied zu unterzeichnen. 
 

(7) Die Wahlunterlagen nach § 7 Abs. 2 
Buchstabe b und d sind nach Beendigung 
der Wahl zu versiegeln und bis zum Ende 
der nächsten Wahl der Vertreterversamm-
lung bei der Geschäftsstelle der Kammer 
aufzubewahren. 

§ 10 
Bekanntmachung des Wahlergebnisses 

 
(1) Die Niederschrift über die Feststellung 
des Wahlergebnisses zur Vertreterver-
sammlung ist den gewählten Vertretern 
und der Aufsichtsbehörde zuzusenden. 
 
(2) Das Wahlergebnis ist im Amtsblatt für 
Berlin und im Deutschen Ingenieurblatt, 
Regionalteil Berlin zu veröffentlichen. 
 
 

§ 11  
Wahl des Vorstandes 

 
(1) Die Vertreterversammlung tritt innerhalb 
von sechs Wochen nach Feststellung des 
Wahlergebnisses zur Wahl des Vorstandes 
zusammen. Die Einladung zu dieser Vertre-
terversammlung erfolgt mindestens zwei 
Wochen vor dem Wahltermin durch den 
Wahlvorstand. In dieser Einladung sollten 
die Kandidaten für den Vorstand benannt 
werden. 
 
(2) Wahlberechtigt für die Wahl des Vor-
standes sind die Mitglieder der Vertreter-
versammlung. Wählbar ist, wer am Wahl-
tag mindestens ein Jahr Mitglied der 
Kammer ist. Jeder Wahlberechtigte hat 
eine Stimme. Briefwahl und die Übertra-
gung von Stimmen sind unzulässig. 
 
(3) Zunächst wird die Anzahl der zu wäh-
lenden Vorstandsmitglieder gemäß § 9 
Abs. 1 der Satzung durch geheime Ab-
stimmung ermittelt. Dann werden die Mit-
glieder des Vorstandes in getrennten 
Wahlgängen einzeln gewählt. 
 
(4) Die Vorstandsmitglieder werden in fol-
gender Reihenfolge gewählt: Präsident, 
Vizepräsident und weitere Vorstandsmit-
glieder. 
 
(5) Gewählt ist, wer die absolute Mehrheit 
der gültigen Stimmen erhält. Erhält ein 
Kandidat nicht die absolute Mehrheit der 
gültigen Stimmen, genügt in einem zwei-
ten Wahlgang die einfache Mehrheit. 
 



(6) Der Wahlvorstand stellt das Ergebnis der 
Wahl zum Vorstand fest und fertigt hierüber 
eine Niederschrift an. Diese Niederschrift ist 
der Aufsichtsbehörde zu übergeben. Das 
Wahlergebnis ist im Amtsblatt für Berlin und 
im Deutschen Ingenieurblatt, Regionalteil 
Berlin zu veröffentlichen. 
 
 

§ 12 
Wahlanfechtung 

 
(1) Wahlberechtigte können innerhalb 
eines Monats nach Veröffentlichung der 
Wahlergebnisse die Wahlen beim Wahlvor-
stand anfechten. Die Anfechtung bedarf 
der Schriftform und ist zu begründen. Die 
Anfechtung hat keine aufschiebende Wir-
kung. 
 
(2) Der Wahlvorstand hat unverzüglich 
über die Anfechtung zu entscheiden. Ein 
Einspruch, der nicht den Anforderungen 
nach Abs. 1 genügt, ist ohne weitere Erör-
terung als unzulässig zurückzuweisen. Im 
Übrigen entscheidet der Wahlvorstand mit 
einfacher Mehrheit, ob der Einspruch be-
rechtigt ist. Die Entscheidung ist dem Ein-
spruchsführenden zuzustellen. 
 
(3) Ist die Wahlanfechtung zulässig und 
begründet, kann der Wahlvorstand die 
Berichtigung der Wahlfeststellung oder die 
Wiederholung der Wahl veranlassen. Er-
kennt der Wahlvorstand einen Mangel in 
der Wahlfeststellung, so hat er diese zu 
berichtigen. Ist eine Berichtigung der Wahl-
feststellung nicht möglich oder liegt ein 
Verstoß gegen die Wahlordnung vor, der 
eine Änderung der Zusammensetzung des 
gewählten Organs der Kammer bewirken 
könnte, hat der Wahlvorstand die Wieder-
holung der Wahl zu veranlassen. 
 
(4) In den Fällen des Abs. 3 ist die Entschei-
dung des Wahlvorstandes dem Einspruchs-
führenden und der Aufsichtsbehörde zuzu-
stellen und im Amtsblatt für Berlin zu veröf-
fentlichen. 
 
 

§ 13 
Inkrafttreten 

 
Diese Wahlordnung tritt am Tage nach der 
Veröffentlichung im Amtsblatt für Berlin in 
Kraft. Gleichzeit tritt die Wahlordnung vom 

25. Oktober 2006 (ABl. Nr. 31) vom 
13.07.2007 außer Kraft.  

 
------------------------------------------------ 

 
Genehmigt am 31. Juli 2012 gemäß § 44 
Abs. 1 Nr. 3 in Verbindung mit Abs. 5 ABKG 
durch die Senatsverwaltung für Stadtent-
wicklung. 


